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gering werden wird, sondern auf alle weiblichen Personen, die ge-
werbsmÄÅig Unzucht treiben, d. h. ihren KÇrper gegen Entgelt zu
unzÉchtigen Zwerken an MÄnner preisgeben. Die Meinungen Éber den
Wert Ärztlicher Untersuchung der Dimen sind sehr geteilt; daÅ sie
keine absolute Sicherheit bietet, ist wohl nicht zu bezweifeln; in vielen
FÄllen wird sie aber doch dahin fÉhren, die geschlechtliche Erkrankung
festzustellen und bei entsprechenden MaÅnahmen zu verhindern,
daÅ aie Dirne ihr Gewerbe fortsetzt und die Krankheit verbreitet.
Aehnliche Vorschriften bestehen Ébrigens schon in den meisten Bundes-
staaten; $ 5 will nach der Begr. S. It nur das MindestmaÅ der zu-

sicherstellen und lÄÅt weitergehende landesrechtliche VoÑschriften
unberÉhrt.

In $ 6 werden die $$ 180, 361 Nr. 6, 362 Abs. 2 StGB. einer Ab-
Änderung unterzogen. Es ist eine bekannte und wenig erfreuliche Tat-
sache, daÅ zwischen Strafgesetz und Rechtsprechung einerseits und.
Verwaltungspraxis anderseits hinsichtlich der Behandlung der Pro-
stitution ein tiefer Spalt klafft. WÄhrend die Polizei gezwungen ist,
die nun einmal vorhandene und einstweilen nicht auszurottende Pro-
stitution zu Éberwachen und zu regeln, bedrobt das Strafgesetz jeden
mit Strafe, der einer Prostituierten gewohnheitsmÄÅig oder aus Eigen-
nutz Wohnung gewÄhrt, und die Rechtsprechung hÄlt das Tatbestands-
merkmal des Eigennutzes schon dann fÉr gegeben, wenn nur der ge-
wÇhnliche Mietzins erlangt werden soll. Damit wird den Prostituierten
die MÇglichkeit, Wohnung zu finden, erheblich erschwert und die
heimliche Prostitution gefÇrdert. Deshalb hat schon die Strafrechts-
kommission den $ 180 StGB. dahin abgeÄndert, daÅ $ 180 auf das bloÅe
GewÄhren von Wohnung keine Anwendung finden soll, es sei denn,
daÅ mit RÉcksichtauf die Duldung der Unzucht ein unverhÄltnis-
mÄÅiger Gewinn erstrebt wird. Aehnlich bestimmt $ 6 Nr. 1 des Ent-
wurfes, daÅ die Vorschrift des $ 180 keine Anwendung findet auf das
GewÄhren von Wohnung an Personen, die das 18. Lebensjahr vollendet
haben, wenn damit weder einAusbeuten der Person, der die Wohnung
gewÄhrt ist, noch ein Anhalten dieser Person zur Unzucht verbunden
ist. Das GewÄhren von Absteigequartieren fÄllt nicht unter die neue
Bestimmung, ebensowenig der Betrieb von Bordellen, da dort die
Dimen regelmÄÅig ausgebeutet und zur Unzucht angehalten werden;
(Begr. S. 21, 22).

Eine grundsÄtzliche Aenderung hinsichtlich der Strafbarkeit
der gewerbsmÄÅigen Unzucht bringt der Entwurf in-$ 6 Nr. 2,
auch hier im AnschluÅ an die BeschlÉsse der Strafrechtskommission.
Nach geltendem Rechte ist die AusÉbung gewerbsmÄÅiger Unzucht
grundsÄtzlich strafbar, und die Strafbarkeit entfÄllt nur dann, wenn
die Dirnen der polizeilichen Aufsicht unterstellt sind und die ihnen
gegenÉber erlassenen Polizeivorschriften befolgen. In Zukunft soll
die AusÉbung der gewerbsmÄÅigen Unzucht an sich straflos sein, ohne
RÉcksicht, ob die Dirne polizeilicher Aufsicht unterstellt ist oder nicht,
und so!l Bestrafung nur eintreten, wenn die zur Ueberwachung der
gewerbsmÄÅigen Unzucht erlassenen Vorschriften Ébersreten werden.
Die geplante Neuregelung hatden Vorzug, daÅ der Widerspruch zwischen
grundsÄtzlicher Strafbarkeit der AusÉbung gewerbsmÄÅiger Unzucht
einerseits und gewissermaÅen polizeilicher Konzessionierung ander-
seits beseitigt wird, daÅ die gefallenen MÄdchen leichter den RÉckweg

bei den KontrollmÄdchen der Fall ist, und daÅ die Dirnen, von denen
auch bisher nur etwa ein Zehntel sich pelizeilicher Aufsicht unterstellte,
nachdrÉcklicher zu regelmÄÅiger Ärztlicher Untersuchung angehalten
werden kÇnnen, womit der Gesundheitszustand des bisher sogenannten

Ueberwachungsvorschriften einheitlich fÉr das Reich vom Bundesrat
erlassen werden scllen. Die in $ 6 Nr. 3 vorgesehene Ueberweisung
an die LandespolizeibehÇrde ($ 362 StGB.)
Dirnen gegenÉber notwendige.und von ihnen am meisten gefÉrchtete
Einschaffung in ein Arbeitshaus.

In $ 7 will der Entwurf den Gefahren vorbeugen, die durch ge-
schlechtskranke Ammen oder durch das Zusammenbringen
geschlechtskranker Pflegekinder mit gesunden entstehen kÇnnen.

Niemand wird behaupten wollen, daÅ der Entwurf, wenn er Gesetz
wird, die Geschlechtskrankheiten aus der Welt schafft; wohl aber
bildet er neben anderen nicht auf strafrechtlichem Gebiete liegenden
Mitteln eine wirksame Waffe zu ihrer BekÄmpfung.

Der zweite Gesetzentwurf richtet sich gegen die Verhinderung
von Geburten.

Ueber den erschreckenden RÉckgang der Geburten in Deutsch-
land geben die den EntwÉrfen beigefÉgten statistischen Tafeln Auf-
s:hluÅ. Der Zeugungswille hat von Jahr zu Jahr mehr abgenommen,
und wÄhrend diese Abnahme sich ursprÉnglich vorzugsweise in den
hÇheren Schichten bemerkbar machte, hat sie sich im Laufe der Jahre
auch auf die breiteren Volksmassen ausgedehnt. Die GrÉnde fÉr
diese Erscheinung liegen im wesentlichen auf sozialem Gebiete: er-

schwerte Lebenshaltung, verbunden gleichzeitig mit dem Bestreben
nach bequemer, Éppiger LebensfÉhrung, <"aneben eine Reihe anderer

Ursachen, die einzeln aufzuzÄhlen hier zu weit fÉhren wÉrde. DaÅ

dieser GeburtenrÉckgang eine ungeheuere Gefahr fÉr unser Volk dar.

stellt, bezweifelt kein VernÉnftiger; auf jede mÇgliche Weise muÅ

ihm entgegengearbeitet werden. Dabei ist jedoch nicht zu Ébersehen,

daÅ gerade auf diesem Gebiete Strafdrohungen und PolizeimaÅregeln
keine besondere Aussicht auf Erfolg versprechen,.wie von berufenster

Seite schon in der Sitzung des Reichstags vom 23. Februar 1914 (vgl.
die AusfÉhrungen des Ministerialdirektors Dr. Kirchner) hervor.
gehoben wurde. Dies schlieÅt jedoch nicht aus, neben anderen wirk-
sameren Mitteln Ö SchÄrfung des sittlichen Volksgewissens, Ver-

besserung der Erwerbs- und LebensverhÄltnisse der unteren Volks-

schichten, Bevorzugung kinderreicher Familien usw. Ö auch zu den

Mitteln des Strafrechts zu greifen. Die obenerwÄhnte Abnahme des
Zeugungswillens fÉhrt zu dem Bestreben einerseits, die EmpfÄngnis
zu verhÉten, anderseits die Folgen stattgehabter EmpfÄngnis durch

Abtreibung zu beseitigen. . Diesen beiden Bestrebungen entgegen-

zutreten, kann fÉr die Strafgesetzgebung in Betracht kommen. Von

vornherein ist daran festzuhalten, daÅ jeder Aussicht auf Erfolg ver-

sprechende gesetzgeberische Versuch, die Abtreibung einzudÄmmen,

von allen: Seiten die krÄftigste UnterstÉtzung verdient, und es ist

denen nicht beizustimmen, die wie v. Lilienthal, Ztsch. f. d. ges.

Stfr. Bd. 38 8. 523, die Strafbestimmungen gegen Abtreibung als nahezu
wirkungslos erachten. Alles, was der vorliegende Entwurf nach dieser
Richtung bringt, verdient daher ohne weiteres ernste Beachtung.

Weit bedenklicher erscheint das Bestreben, dem GeburtenrÉck-
gange durch mÇglichste EinschrÄnkung der Herstellung, des Vertriets,
der AnkÉndigung und damit letzten Endes der Anwendung von emp-
fÄngnisverhÉtenden Ö nennen wir sie kurz A.K. (Antikonzeptions-) Ö

Mitteln entgegenzuwirken. Bisher ist, da solche Mittel nach der be-
kannten, mannigfach als zu weitgehend angefochtenen, in der letzten

Zeit jedoch etwas eingeschrÄnkten Rechtsprechung des Reichsgerichts!)
unter die zu unzÉchtigem Gebrauche bestimmten GegenstÄnde fallen,
deren Çffentliches Ausstellen, AnkÉndigen und. Anpreisen verboten.
Schon seit Jahren wird jedoch der Versuch gemacht, auch die Her-
stellung und den Vertrieb solcher Ü GegenstÄnde mÇglichst ein-

zuschrÄnken. Dies beabsichtigte insbesondere der dem Reichstag
in der 12. Leg.Per. II. Session 1909/10 Nr. 535 vorgelegt Entwurf
eines Gesetzes gegen MiÅstÄnde im Heilgewerbe und ein beim Reichs-

tage spÄter eingebrachter, sich in der gleichen Richtung bewegender
Initiativantrag, 13. Leg.Per. V. Session 1912/14 Nr. 1380. Diesen

EntwÉrfen folgt der jetzt vorliegende. Nach $ 1 kann durch Ver-

ordnung des Bundesrats das gewerbsmÄÅige Herstellen oder
VerrÄtighalten, die Einfuhr, das Verkaufen, Feilha!ten

oder sonstige Inverkehrbringen von Mitteln oder Gegen-

stÄnden, die geeign2t sind, die EmpfÄngnis zu verhÉten

oder die Schwangerschaft zu beseitigen, ferner das Auf-

suchen von Bestellungen auf solche Mittel oder Gegen-

stÄnde verboten oder beschrÄnkt werden. Soweit es sich hier

um das Verbot der Herstellung usw. von Abtreibungsmitteln und

des Aufsuchens von Bestellungen fÉr A.K. und Abtreibungsmittel

handelt, unterliegt der Vorschlag des Entwurfes nicht den mindesten

Bedenken. Nicht das Gleiche gilt, soweit das Verbot oder die Ein-
von A.K.Mitteln in Frage komnt.

Hier darf nicht vergessen werden, daÅ viele dieser Mittel zugleich

ansteckungverhindernd wirken, daÅ sie vielfach nicht sowohl, um
die EmpfÄngnis zu verhindern, sondern um die Ansteckung zu ver-

hÉten, gebraucht werden (so z. B. fast regelmÄÅig im Verkehr mit

Prostituierten) und daÅ die Gefahr weiterer Ausbreitung der Ge
schlechtskrankheiten desto nÄher liegt, je mehr der Gebrauch solcher
Schutzmittel erschwert oder wenn er schlieÅlich Éberhaupt unmÇglich
gemacht wÉrde. Gerade das Gegenteil von dem wÉrde dann erreicht
werden, was erreicht werden soll, denn die Ausbreitung der Geschlechts-
krankheiten bildet eine der wesentlichsten Ursachen fÉr den RÉck-
gang der Geburten?). Der Entwurf hat dies selbstverstÄndlich auch

keineswegs Ébersehen, bestimmt vielmehr, daÅ, soweit solche Mittel
oder GegenstÄnde auch geeignet sind, die Entstehung von Krank-
heiten, insbesondere Geschlechtskrankheiten, zu verhÉten, der Bundes-
rat auf die BedÉrfnisse des Gesundheitsschutzes RÉcksicht nehmen
soll. Ob die Bestimmung in dieser Fassung ausreicht, die nÇtige Sicher-
heit dafÉr zu geben, daÅ nicht aus dem Verbot oder einer weitergehenden
EinschrÄnkung der Herstellung usw. von A.K.Mitteln, von denen
viele und gerade die gebrÄuchlichsten gleichzeitig Schutzmittel sind,
ernste Gefahren fÉr die Volksgesundheit erwachsen, kann zweifelhaft
sein. Nach der Begr. S. 7 ist die RÉcksichtnahme auf die BedÉrfnisá
des Gesundheitsschutzes allerdings dem Bundesrat àausdrÉcklich

!) Vgl. meine Berichte in dieser Wschr. 1915 Nr. 1Ö3, 44Ö47.
?) Vgl. Blaschko,D. Strafr.-Zschr. 1914 S. 107 u. meine Aus

fÉhrungen in_der. Derm, Wschr. 1916 8. 10.
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zur Pflicht gemachtâ. äEr wird deshalbâ, heiÅt es dort weiter,
äMittel oder GegenstÄnde, die zum Schutze gegen Geschlechts-
krankheiten oder zu Zwecken der Reinlichkeit notwendig sind, dem
Verkehre nicht entziehen, sondern sich darauf beschrÄnken, MiÅ-
stÄnden beim Kleinvertriebe solcher Mittel durch geeignete MaÅnahmen

. zu begegnen.â WÉrde es sich nicht empfehlen, dies nicht nur in der
BegrÉndung, sondern im Gesetze selbst entsprechend zum Ausdrucke
zu bringen, statt sich mit der im Abs. 3 vorgesehenen jeweiligen Nach-
prÉfung der Anordnungen des Bundesrats durch den Reichstag zu
begnÉgen? 4

Das in $ 3 enthaltene Verbot des, sei es auch in verschleierter
Form, geschehenden Çffentlichen AnkÉndigens, Anpreisens oder
Ausstellens von A.K.- oder Abtreibungsmitteln entspricht in der
Wirkung den bisherigen Bestimmungen ($ 184 Nr. 3 StGB.), hat aber
vor diesen den Vorzug, daÅ nicht weiterhin darÉber gestritten zu werden
braucht, ob die A.K.Mittel als zu einem unzÉchtigen Gebrauche be-
stimmte GegenstÄnde zu erachten sind, und, dehnt zutreffenderweise
das Verbot auch auf die Abtreibungsmittel und aut das AnkÉndigen usw.
in verschleierter Form aus. Mit Recht wird in der Begr. S. 10 bemerkt,
daÅ unter das Verbot des $ 3 alle zur VerhÉtung der EmpfÄngnis oder
zur Beseitigung der Schwangerschaft angebotenen Mittel fallen, ohne
RÉcksicht, ob sie sich zu solehem Zwecke eignen und ob der Verkehr
vom Bundesrate verboten oder beschrÄnkt ist. Wie bei den Mitteln
zur Heilung von Geschlechtskrankheiten, so ist auch hier das An-
kÉndigen an Aerzte, Apotheker'und HÄndler und in Ärztlichen Fach-
zeitschriften aus den oben schon hervorgehobenen GrÉnden freigegeben.

Zu begrÉÅen ist die Bestimmung in $ 4 Abs. 1, wonach, entsprechend
einer schon von der Strafrechtskommission beschlossenen Bestimmung,
mit Strafe bedroht wird, wer Ö sei es auch nicht gewerbsmÄÅig
(Begr. S. 12) Ö, seine eigenen oder fremde Dienste Çffentlich

âoder durch Verbreitung vÇn Schriften usw., wenn -auch
in verschleierter Form, zur Vornahme oder FÇrderung
der Beseitigung der Schwangerschaft anbietet. Auch gegen
die in $4 Abs. 2 erfolgte Ausdehnung dieser Strafdrohung auf Personen,
die gewerbsmÄÅig Mittel, GegenstÄnde oder Verfahren zur VerhÉtung-
der EmpfÄngnis bei anderen Personen anwenden oder ihre eigenen
oder fremde Dienste zu ihrer Anwendung anbieten, dÉrften keiverlei
Bedenken bestehen. Fragen kÇnnte sich nur, ob hier und in Abs. 1
nicht ausdrÉcklich auszusprechen wÄre, daÅ Aerzte, soweit sie sich
zur Unterbrechung der Schwangerschaft oder zur Anwendung von
A.E.Mitteln lediglich aus gesundheitlichen RÉcksichten erbieten
oder solche Mitte] anwenden, nicht unter $ 4 fallen. Die Begr. S. 12
hÄlt dies nicht fÉr nÇtig, da änach allgemeinen GrundsÄtzenÜ der Arzt
im Einzelfalle befugt sei, sowohl die gebotene EmpfÄngnisverhÉtung
als die gebotene ÜUnterbrechung der Schwangerschaft nach den Regeln
Ärztlicher Kunst aus àgesundheitlichen GrÉnden vorzunehmen. Die
EmpfÄngnisverhÉtung war bisher Éberhaupt straflos, in Zukunft wird
sie strafbar; welche äallgemeinen RechtsgrundsÄtzeÜâÜ, abgesehen
etwa vom Notstande und Einwilligung, dem Arzte gegenÉber der Be-
stimmung des $ 4 Abs. 2 eine bevorzugte Stellung einrÄumen sollen,
ist nicht abzusehen. Das Gleiche gilt fÉr $4 Abs. 1. So wenig der Arzt
nach geltendem Re:hte, abgesehen von den FÄllen der Nothilfe gegen-
Éber AngehÇrigen, eine Schwangerschaft straflos unterbrechen darf,
mag er auch lege artis und aus rein medizinischer Indikation handeln
Ö die Begr. $. 12 steht allerdings auf einem anderen Standpunkte Ö
so wenig darf er in Zukunft seine Dienste zu diesem Zwecke Çffentlich
usw. anbieten. Soweit es sich nicht um die Anwendung von A.K.Mitteln
handelt, wird sich eine solche Ausnahmebestimmung allerdings um
deswillen erÉbrigen, weil der Arzt seine Dienste nach der einen und
der anderen Richtung niemals äÇffentlichâ usw. anbieten wird. z

Kleine Mitteilungen.

Ö Berlin. In dem SÄuberungsprozeÅ, den unsere Truppen
gegen die Rote Garde in der Ukraine vornehmen, sind sie am 13. zur
Besetzung von Odessa gelangt. Die Hilfsexpedition fÉr Finnland
bereitet von den Alandsinseln den Einmarsch in das Land vor. Die
Erfolge unserer Armee und Marine im SÉden und Norden RuÅlands wer-
den wohl den SowjetkongreÅ, der den FriedensschluÅ der Regierung noch
sanktionieren soll, in seiner Entscheidung beeinflussen. Alle Versuche
der russischen RegierungsveÑtreter, auf Kosten ihrer Ehrlichkeit und
Intelligenz den Anschein zu eÑwecken, daÅ ihnen die Annahme der
Friedensbedingungen in Brest-Litowsk àäabgezwungenÜ woÑden sei,
und die plumpen BemÉhungen Wilsons, den SowjetkongreÅ durch
schmeichelhafte Phrasen und durch die Hoffnung auf den endgÉltigen
allgemeinen Frieden zu kÇdern, werden vor der Macht der Tatsachen
zerflieÅen.. Ueber das Wesen des russischen Friedens schreibt das
dÄnische Blatt äSocialdemokratenâ: àEs ist eine ungeheure Heuchelei,
wenn die Ententepiesse dieser Tage Éber den entsetzlichen Macht-

frieden von Brest-Litowsk jammert. Dies ist ein milder Frieden im

Vergleich zu dem, den die Entente nach ihrer eigenen Antwort an

Wilson vom 11.-Januar des Vorjahres Deutschland und namentlich
Oesterreich-Ungarn und der TÉrkei diktiert hÄtte, wenn diese besiegt
worden wÄren.â Das vwiedererrichtete Herzogtum Kurland ist
durch dieÜ ErklÄrung des Reichskanzlers am 15. vom Deutschen
Reich anerkannt und unter seinen Schutz gestellt worden. Wegen
der Festlegung der vom Landesrat beschlossenen engen Verbin-
dung des Herzogtums mit dem Deutschen Reich wird das Weitere
veranlaÅt werden. Ueber den Wunsch Üder Landesvertretung, daÅ
der Kaiser die Herzogskrone annehme, wird erst nach An-
hÇrung der äzur Mitwirkung berufenen Stellenâ entschieden
werden. Der Vormarsch Japans nach Sibirien hat noch nicht
begonnen: Amerikas Vertrauen zu seiner äSelbstlosigkeitÜâÜ scheint
doch etwas schwankend geworden zu sein. UebeÑ die Verhandlungen
mit RumÄnien ist amtlich bisher nichts bekannt gegeben. Wie sehr
England durch unsere U-Boote bedrÄngt ist, wird durch das an
Holland von England Ö im EinverstÄndvis mit dem amerikanischen
Protektor der Mwschlichkeit Ö gerichtete Ultimatum, durch welches
dem Lande seine gesamte Handelsflotte geraubt werden soll, aller
Welt bewiesen. Dieser Gewaltakt der äBeschÉtzerin der kleinen
Staatenâ reiht sich wÉrdig ihren frÉheren VÇlkerrechtsbrÉchen an.
Zur VeÑgeltung fÉr Fliegerangriffe auf offene deutsche StÄdte ist Paris
wieder schwer bombardiert worden. Auch gegen England, insbesondere
London und Umgegend, und gegen Neapel wurden erfolgreiche Luft-
angriffe von uns ausgefÉhrt. In PalÄstina und Mesopotamien haben
die EnglÄnder weitere Fortschiitte gemacht. Die TÉrken haben Erzerum
besetzt. J. S.

Ö Die 16. Reichstagskommission fÉr BevÇlkerungs-
politik beschÄftigte sich am 13. zunÄchst mit dem Gesetzentwurf
zur BekÄmpfung der Geschlechtskrankheiten.
darÉber geben wir nach dem äVorwÄrtsâ wieder, wo er am ausfÉhr-
lichsten verÇffentlicht ist. Ein Kommentar zu verschiedenen recht

bezeichnenden Einzelheiten erÉbrigt sich fÉr unsere Leser. Ö Ein
Antrag der Abgeordneten v. Oalker, FaÅbender, Fl&mniing, Mumm,
Dr. Quarck und Dr. Werner schlÄgt vor, folgenden $ 1b einzuschalten:
äWer geschlechtskrank ist, hat die Pflicht, sich von einem staatlich
geprÉften Arzte behandeln zu lassen. Wer weiÅ, daÅ er geschlechts-
krank ist und es unterlÄÅt, sich von einem .staatlich geprÉften Arzte
behandeln zu lassen, wird mit Geldstrafe bis zu 1000 M oder mit Ge-
fÄngnis oder Haft bis zu sechs Wochen bestraft.â In einer ausge-
dehnten Debatte stellte sich heraus, daÅ die Regierung der Aufnahme
eines solchen Paragraphen aufs heftigste widerstrebt. Die National-

graphen aus. Diã Sozialdemokraten fÉhrten-aus, daÅ nicht einzusehen
sei, warum man eine gemeingefÄhrliche Handlung wie die in dem An-
trage behandelte,.nicht ebenso unter Strafe stellen-solle wie Abtreibun-
gen u. Ä. Bei der Abstimmung wurde der strafrechtliche Grundsatz des
Antrags mit 16 gegen 2 Stimmen angenommen. Sodann wurde nach dem
Antrage Kunert -das StrafmaÅ mit groÅer Mehrheit auf 500M Geld-
strafe odeá vier Wochen Haft heruntergesetzt. Am 14. beschÄftigte
sich die Kommission mit dem Kurpfuscherparagraphen der Regierungs-
vorlage. Er bestimmt, daÅ Personen, die die staatliche Anerkennung
als Arzt nicht besitzen, jede Behandlung von Geschlechtskrankheiten,
die gewerbsmÄÅig erfolgt, verboten wird. Als Strafe ist Geldstrafe
bis zu 10 000 M: oder GefÄngnis bis zu einem Jahre angedroht. Der Re-
gierungsvertreter erklÄrte, daÅ fÉr die Regierung mit dieser Bestimmung
die Vorlage stehe oder falle. Bei dieser Gelegenheit gibt ein Regierungs-
vertreter die Zahl der jetzt im Deutschen Reiche praktizierenden Natur-
heilkundigen mit 12 000 an. Aus der Kommission heraus begrÉÅt der
Berichterstatter Dr. Struve (Fr. Vp.) die Regierungsvorlage mit
groÅer Freude. Abgeordneter Dr. Landsberg (Soz.) fragt, ob die Re-
gierung wirklich auf dem Alles-oder-Nichts-Standpunkte stehen bleiben
wolle; auch nach Streichung der Strafbestimmungen gegen die Natur-
heilkundigen bleibe doch noch genug Gutes im Gesetze. Im Ébrigen
schÉtze $ 230 des StGB. hinreichend gegen die Kurpfuscher, die ohne
Sachkunde vorgehen und KÇrperschÄdigungen erzielen. Die Beseitigung
der Kurierfreiheit habe die schwersten Bedenken gegen sich. Ab-
geordneter Davidsohn (Soz.) fÉhrt aus, viele approbierte Aerzte hÄtten
sich ebenfalls von der Schulmedizin abgewandt, und die auffÄlligsten
Reklamen, die Schreireklamen, seien zuerst von Aerzten in die Welt

gegen die Schulmediziner hin, das hervorgerufen sei durch das V r-
fahren: der KassenÄrzte gegen die Kassenmitglieder. So hÄtten es
die approbierten Aerzte vielfach selbst verschuldet, daÅ ein groÅer
Teil der BevÇlkerung zum Naturheilrundigen gehe. Abgeordneter
Dr. Erdmann (Unabh. Soz.) wendet ein, es komme doch sehr darauf
an, selbst wenn auch unter den Aetzten sich leichtfertige und un-
wissende Menschen befÄnden, mit welchem MindestmaÅe von Sach-


